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Der XIV. Weltkongreß der AIDP (Association Internationale 
de Droit Penal) fand im Oktober 1989, 100 Jahre nach Grün­
dung ihres Vorgängers, der IKV (Internationale Krimina­
listische Vereinigung) in Wien statt. An diesem Kongreß 
nahmen etwa 600 Wissenschaftler und Justizpraktiker aus 
60 Staaten aller Kontinente teil. In seiner Eröffnungsrede 
unterzog ' der langjährige Präsident der Vereinigung, 
Prof. Dr. Dr. h. c. mult. Hans-Heinrich J e s c h e c k  (BRD), 
das Anliegen und die Ergebnisse der Arbeit der Vereinigung 
einer analytischen Befrachtung und hob dabei neben anderen 
Landesgruppen auch das nunmehr über 20jährige aktive 
Wirken der DDR-Landesgruppe hervor.1 '

Die Vereinigung wurde einst aus der Übezeugung heraus 
gegründet, daß durch die internationale Berührung der 
Kulturvölker eine fruchtbare Entwicklung für die nationale 
Gesetzgebung in jedem einzelnen Staat gewonnen werden 
kann. Besonders die letzten zwei Jahrzehnte haben die 
Richtigkeit dieses Gedankens bewiesen.

Für die Strafrechtswissenschaft und -praxis der DDR 
sind vor allem die Impulse zu den Erfordernissen und Wegen 
der Transformation von Völkerrecht in innerstaatliches Recht, 
besonders der internationalen Konventionen in das Straf­
recht* 1 2 3 4, sowie für die Anwendung und Ausgestaltung der 
Strafen ohne Freiheitsentzug aktuell geworden. Andererseits 
konnte die DDR-Landesgruppe in die Arbeit der Vereinigung 
Erkenntnisse und Erfahrungen zur Anwendung von Völker­
strafrecht bei Verbrechen gegen die Menschlichkeit und bei 
Nazi- und Kriegsverbrechen sowie zum strafrechtlichen 
Schutz von Kindern und Jugendlichen einbringen.

Zur Arbeit in Sektionen und Wahl der Leitung

Der universelle Charakter der Vereinigung und der Zusam­
menarbeit, die Vielfalt der vertretbaren Weltanschauungen 
erfordern Toleranz gegenüber anderen rechtspolitischen Auf­
fassungen. Hier setzt die Konsensfähigkeit vor allem Welt­
offenheit, Gleichberechtigung und Unvoreingenommenheit 
voraus; Empfehlungen und Resolutionen sollen für alle an­
nehmbar sein. Ein solches Fazit läßt sich auch für die Ergeb­
nisse des XIV. AIDP-Weltkongresses ziehen.

Die Hauptarbeit wurde in den vier Sektionen geleistet, 
die sich mit folgenden Themen befaßten:

1. Die juristischen und praktischen Probleme der Unter­
scheidung von kriminellem Strafrecht und Verwaltungsstraf­
recht

2. Strafrecht und moderne biomedizinische Verfahren
3. Zusammenhänge zwischen Gerichtsverfassung und 

Strafverfahren
4. Die völkerrechtlichen Verbrechen und das nationale 

Strafrecht.
Die DDR-Landesgruppe hatte zu allen vier. Themen 

Länderberichte erarbeitet und den Generalberichterstattern 
übermittelt. In diesen Länderberichten wurden die Entwick­
lungsprozesse in Gesetzgebung und Rechtspraxis zu den 
jeweiligen Themen in der DDR dargelegt. Sie verdeutlichten, 
daß in vielen Grund- und Detailpositionen Übereinstimmung 
mit internationalen Konventionen, Empfehlungen und Stan­
dards besteht, andererseits aber im geltenden Recht auch 
noch erhebliche Defizite an gesetzlichen Grundlagen für die 
Rechtssicherheit der Bürger vorhanden sind.

Die Berichterstattung der DDR fand in den Generalberich­
ten weitestgehende Berücksichtigung, so daß für eine aktive 
Beteiligung an der Diskussion in den Sektionen eine gute 
Grundlage gegeben war.

Beachtung und Zustimmung fanden die Ergebnisse des 
1988 in der DDR zum Thema „Die internationalen Verbrechen 
und das innerstaatliche Strafrecht“ durchgeführten regionalen 
Kolloquiums. Die Beiträge dieser Beratung wurden von den

Kongreßteilnehmern mit regem Interesse zur Kenntnis ge­
nommen.

Gemäß Statut der AIDP fanden auf dem XIV. Weltkongreß 
die Wahlen zu den leitenden Funktionen und den Leitungs­
gremien der Vereinigung statt. Nach lOjähriger Präsident­
schaft schied. Prof. Dr. H.-H. Jescheck aus diesem Amt aus; 
Nachfolger wurde der langjährige Generalsekretär der Ver­
einigung, Prof. Ch. Bassiouni (USA). Zum neuen General­
sekretär wurde der bisherige Schatzmeister, Prof. Dr. 
R. Ottenhof (Frankreich), gewählt. Neuer Schatzmeister wurde 
Dr. H. Epp (Österreich). Es dürfte sicher sein, daß diese 
neugewählten Persönlichkeiten die sachliche, auf gegenseitiger 
Achtung und Anerkennung beruhende Arbeit fortsetzen 
werden.
- Des weiteren wurde der Exekutivrat und der Direktions­
rat gewählt, dem auch für die jetzige Legislaturperiode 
Prof. Dr. U. Dähn wieder angehört.

Zur Abgrenzung zwischen Strafrecht 
und Ordnungswidrigkeitsrecht

Die Diskussion in der Sektion juristische und praktische 
Probleme der Unterscheidung von Strafrecht und Verwal­
tungsstrafrecht erstreckte sich vor allem auf den Regelungs­
bereich des Ordnungswidrigkeits- bzw. Verwaltungsstraf­
rechts, die Abgrenzung zwischen Strafrecht und Ordnungs­
widrigkeitsrecht, die Maßnahmen rechtlicher Verantwortlich­
keit sowie auf die Rechtsgarantien im Ordnungswidrigkeits­
recht.

In einer großen Zahl von Staaten wird das Ordnungs­
widrigkeits- bzw. Verwaltungsstrafrecht als wirksame Form 
rechtlicher Verantwortlichkeit für Verletzungen von Verwal­
tungsvorschriften und für Verstöße mit geringerer sozialer 
Bedeutung, die aus dem Kriminalstrafrecht durch die 
Gesetzgebung herausgenommen worden sind, eingesetzt. 
Dabei erfolgt eine Entkriminalisierung, die insgesamt in 
Übereinstimmung mit dem Prinzip der Subsidiarität des 
Strafrechts bei der Verhütung und Bekämpfung von Rechts­
verletzungen steht.

Großen Raum nahm daher in der Aussprache die Abgren­
zung zwischen Strafrecht und Ordnungswidrigkeitsrecht ein. 
Neben der einerseits z. T. bestehenden Gleichwertigkeit beider 
Rechtsbereiche und ihrer Sanktionsregelungen für-bestimmte 
Rechtsverletzungen gebe es andererseits insoweit zwischen 
beiden Rechtsgebieten sowohl qualitative als auch quantita­
tive Unterschiede. Mögliche inhaltliche Unterscheidungskrite­
rien seien die Schwere der Verletzung sozial-ethischer Werte 
(Normen), der Grad der Verwerflichkeit oder der sozialen 
Verwerflichkeit der Handlung. In bezug auf die Verletzung 
„reiner“ verwaltungsrechtlicher Regelungen (z. B. Verletzun­
gen von Straßenverkehrsvorschriften oder Parkordnungen) 
müsse auch ein Ermessensspielraum bzw. eine gewisse Ange­
messenheit berücksichtigt werden.

Deutlich sichtbar wurde im Verlauf der Beratungen, daß 
in einer Reihe vor allem europäischer Länder der Prozeß der 
Herausnahme von Strafbestimmungen aus dem Strafrecht 
und ihre Umqualifizierung zu Ordnungsstrafbestimmungen 
weiter voranschreiten wird. Diese Tendenz der Dekriminali- 
sierung zeichnet sich u. a. in der BRD, Österreich, Italien und 
Frankreich ab. In diesem Zusammenhang wurde aufgezeigt, 
daß die Verhältnismäßigkeit der Schwere von straf- und 
ordnungsstrafrechtlichen Sanktionen perspektivisch weiter in 
das Blickfeld rechtswissenschaftlicher Forschungen gerückt 
werden muß.

Kongreßteilnehmer aus der BRD wiesen darauf hin, daß 
das Ordnungswidrigkeitsrecht ihres Landes bereits Ordnungs­
strafen bis zu 2 Millionen DM zulasse und damit „übliche“ 
Geldstrafen für kriminelle Delikte (ca. 80 Prozent aller 
gerichtlichen Entscheidungen) weit übertreffe.
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